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lch bescheinige, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung mit dem Beschluss der

Hauptversammlung über die Änderung der Satzung vom 1 ó. Dezembe r 2022, und die

unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt dem Handelsregister eingereichten voll-
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Satzung
der

Deutsche Geothermische lmmobilien AG

ALLGEMEINE å="'*MUNGEN

s1
Firma, Sitz und Geschäftsjahr

1. Die Gesellschaft führt die Firma: Deutsche Geothermische lmmobilien AG.

2. Sie hat ihren Sitz in Frankfurt am Main

3. Ðas Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

s2
Gegenstand des Unternehmens,

1. Gegenstand des Unternehmens ist

1.1. Erwerb von Beteiligungen an anderen Unternehmungen und Gesell-

schaften,

1.2. Geschäftsführung in und Vertretung solcher Unternehmungen und Gesell-

schaften zu a),

1.3. Übernahme von Verwaltung, Managementaufgaben und Beratung (Or:gani-

sation, Êinanzierung, Kapitalmarkt usw.) an anderen Unternehmúngen und

Gesellschaften mit Ausnahme von Rechts- und Steuerberatung sowie

1.4. die deutschlandweite Anwendung geothermischer Energiebereitstellung im

Zusammenhang mit dem Handel, der Venvertung und Ven¡raltung von lm-

mobilien einschließlich der Errichtung und Sanierung von Gebäuden, ins-

besondere der Erwerb, die Veräußerung, die An- und Vermietung und die

An' und Verpachtung von bebauten und unbebauten Grundstücken sowie

von Rechten an derartigen Grundstücken, die Übernahme von Projektent-

wickl ungsaufgaben, d ie Erbrin g u n g von technischen und betriebswi rtschaft-

lichen Beratungsleistungen im Zusammenhang mit bebauten und unbebau-

ten Grundstücken einschließlich der Bewertung sowie der Einbringung und

Vermittlu ng von Handwerkerleistu ngen und Hausmeisterdiensten.

Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen þerechtigt, die dem

Gegenstand des Unternehmens unmittelbar und mittelbar zu dienen geeígnet

sind.
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3. Die Gesellschaft kann Zweigniederlassungen errichten

s3
GrundkapitaI

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt

EUR 181.500,00
(in Worten : Euro ei n hundertei nundachtzigtausendfünfhu ndert)

2. Das Grundkapital ist eingeteilt in 181.500 Stückaktien mit einem
rechnerischen Anteil am Grundkapital von jeweils EUR 1,00.

3. Ausstehende Einlagen sind nach Aufforderung des Vorstands zur Einzahlung
fällig; die Aufforderung erfolgt dureh eingeschriebenen Brief an die Aktionäre.

4. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund-
kapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 16. Oktober 2027 um insgesamt
bis zu EUR 907.500,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer auf den
auf den Namen lautender Stuckaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu
erhöhen (Genehmigtes KapÍtal 2022). Den Aktionären steht grundsätzlich ein
Bezugsrecht zu.

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das
Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen. Der Aus-
schluss des Bezugsrechts ist dabei nur in den folgenden Fällen zulässig:

bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn Aktien der Gesell-
schaft an der Börse gehandelt werden (regulierter Markt oder Frei-
verkehr bzw. die Nachfolger dieser Segmente), die ausgegebenen
Aktien 10 % des Grundkapitals nicht übersteigt und der Ausgabepreis
der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse gehandel-
ten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und Ausstattung nicht
wesentlich im Sinne der $$ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG
unterschreitet und alle eventuellen weiteren Voraussetzungen von $
186 Abs. 3 Satz 4 AktG gewahrl sind. Auf den Betrag von 10 % des
Grundkapitals ist der Betrag anzurechnen, der auf Aktien entfállt, die
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zum Zeítpunkt ihrer
Ausnutzung aufgrund anderer entsprechender Ermäehtigungen unter
Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer oder entsprechender
Anwendung des S 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben beziehungs-
weise veräußert werden, soweit eine derartige Anrechnung gesetzlich
geboten ist. lm Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag
bzw. Ausgabepreis bei Übernahme der neuen Aktien durch einen
Emissionsmittler unter gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmitt-
lers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der Gesellschaft be-
stimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem
oder den Dritten zu zahlen ist;

bei Kapitaierhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zum Er-
werb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Beteiligungen an
Unternehmen, gewerblichen Schutzrechten, wie z.B. Patenten, Mar-
ken oder hierauf gerichtete Lizenzen, oder sonstigen Produktrechten
oder sonstigen Sacheinlagen, auch Schuldverschreibungen, Wandel-
schuldverschreibungen und sonstigen Finanzinstrumenten'

(i)

(i ¡)



(iii) soweit es erforderlich ist, um lnhabern von options- oder wandlungs-
rechten bzw. den zur Optionsausübung oder Wandlung Verpflichteten
aus Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinn-
schuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser lnstrumente), die
von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft der Gesellschaft
im Sinne von $ 18 AktG, an der die Gesellschaft unmittelbar oder mit-
telbar zu mindestens g0% der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist,
ausgegeben werden, ein Bezugsrecht auf neue auf den Namen lau-
tende Stückaktien der Gesellschaft in dem Umfang zu gewähren, wie
es ihnen nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte bzw.
nach Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflichten als Aktionär zu-
stehen würde;

(iv) für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses entstehen;

(v) in sonstigen Fällen, in denen ein Bezugsrechtsausschluss im wohl-
verstandenen lnteresse der Gesellschaft liegt.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren lnhalt
der Aktienrechte und die sonstigen Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer
Durchführung festzulegen.

Der Vorstand ist ermächtigt zu bestimmen, dass die neuen Aktien gemäß S 186
Abs. 5 AktG von einem in $ 186 Abs. 5 AktG genannten lnstitut oder Unterneh-
men, für das dies zulässig ist, mit der Verpflichtung übernommen werden sollen,
sie den Aktionären zum Bezug anzubieten

Der Aufsichtsrat ist ermåchtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jewei-
ligen Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Genehmigten Kapital 2022 ab-
zuändern' 

s 4
Aktien

Sämtliche Aktien der Gesellschaft lauten auf den Namen. Trifft bei einer Kapital-

erhöhung der Erhöhungsbeschluss keine Bestimmung darüber, ob die neuen Ak-

tien auf den lnhaber oder auf den Namen lauten sollen, so lauten sie auf den

Namen. Die Aktionäre mit Namensaktien haben der Gesellschaft zur Eintragung

in das Aktienregister die gesetzlich vorgeschriebenen Angaben zu machen; elek-

tronische Postadressen und ihre etwaigen ,Anderungen sollen zur Erleichterung

der Kommunikation jeweils angegeben werden.

Die Form der Aktienurkunden setzt der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrates fest. Die Gesellschaft kann Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine

ausgeben, Die Gesellschaft kann einzelne Aktien in Aktienurkunden zusam-

menfassen, die eine Mehrzahl von Aktien verbriefen (Globalaktien, Globalur-

kunden).

Fi.ir Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine sowie Schuldversehreibungen und

Zins- und Erneuerungsscheine gilt Abs. 2 Sa+¿ 1.

4. Das Recht der Aktionäre auf Verbriefung ihres Anteils ist ausgeschlossen,

1

2.

3

5. Die Anwendung von $ 27a Abs. I WpHG wird ausgeschlossen
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B.
ORGANE DER GESELLSCHAFT

t.

Vorstand

s5
Zusam mensetzu n g u nd Geschäftsord n un g des Vorstands

Der Vorstand besieht aus mindestens einer Person. Auch dann, wenn das

Grundkapital der Gesellschaft den Betrag von € 3.000.000,00 übersteigt, kann

der Vorstand aus einer Person bestehen. Es können stellveÉretende Vor-

standsmitg lieder bestel lt werden.

Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder und bestimmt im Rahmen von

Abs. 1 ihre Zahl. Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie

einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands ernennen.

Beschlüsse des Vorstands werden mit einfacher Stimmenmehrheit der an der

Beschlussfassurìg teilnehmenden Mitglieder des Vorstands gefasst, soweit das

Gesetz nicht zwingend Einstimmigkeit vorschreibt. Bei Stimmengleichheit gibt die

Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag, soweit der Vorstand aus mindestens

drei Mitgliedern besteht.

Der Aufsichtsrat kann eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlassen. Der

Geschäftsverteil un gsplan des Vorstands bedarf seiner Zustimmung.

s6
Geschäftsfüh ru ng u nd Vertretung der Gesel lschaft

Die Mitglieder des Vorstands haben die Geschäfte der Gesellschaft nach Maß-

gabe der Gesetze, der Satzung, der Geschäftsordnung für den Vorstand und des

Geschäftsverteilungsplans zu fûhren.

lst nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein,

Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei

Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem

Prokuristen gesetzlich vertreten. Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass einzelne

oder alle Vorstandsmitglieder einzelvertretungsbefugt sind. Der Aufsichtsrat kann

weiter allgemein oder für den Einzelfall bestimmen, dass einzelne oder alle Vor-

standsmitglieder berechtigt sínd, die Gesellschaft bei Rechtsgeschäften als Ver-

treter eines Dritten zu vertreten.

3. Ðer Vorstand bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats

2.

3

4

2

3.1 .

3.2.

3.3.

zur Veräußerung des Unternehmens im Ganzen;

zum Abschluss von Verträgen oder Plänen nach dem Umwandlungsgesetz;

zum Abschluss von Unternehmensverträgen nach S 291 AktG.
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Darüber hinaus ordnet der Aufsichtsrat in der Geschäftsordnung für den úor-
stand oder durch Beschluss an, welche Arten von Geschäften seiner Zustim-
mung bedürfen.

il.
Aufsichtsrat

s7
Zusammensetzung und Amtsdauer

1. Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern

Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt - soweit die Hauptversammlung

nicht eine küzere Amtszeit beschließt - für die Zeit bis zur Beendigung der
Hauptversammlung, die über die Entlastung ftir das vierte Geschäftsjahr nach

dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit be-
ginnt, wird nicht mitgerechnet.

Gleichzeitig mit den ordentlichen Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder für
mehrere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder gewählt werden. Sie

werden nach einer bei der Wahl festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Auf-

sichtsrates, wenn Aufsichtsratsmitglieder, als deren Ersatzmitglieder sie gewählt

wurden, vor Ablauf der Amtszeit aus dem Aufsichtsrat ausscheiden. Tritt ein Er-

satzmitglied an die Stelle des Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, falls in der

nächsten oder übernächsten Hauptversammlung nach Eintritt des Ersatzfalles
eine Neuwahl für den Ausgeschiedenen stattfindet, mit Beendigung dieser

Hauptversammlung, anderenfalls mit Ablauf der restlichen Amtszeit des Ausge-

schiedenen.

4. Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds gewählt,

so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausscheidenden Mitglieds.

Soll die Nachwahl für ein vorzeitig ausgeschiedenes Mitglied des Aufsichtsrates

das Ausscheiden eines nachgerückten Ersatzmitglieds bewirken, bedarf der Be-

schluss üþer die Nachwahl einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen

Stimmen.

Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von einem

Monat niederlegen. Die Niederlegung muss durch schrifiliche Erklärung gegen-

über dem Vorstand unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrates

erfolgen. Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt hiervon

unberührt.

3
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s8
Vors itzender u nd Stellvertreter

Der Aufsichtsrat wählt ín der ersten Sitzung nach seiner Wahl aus seiner Mitte

einen Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellvertreter. Die Wahl erfolgt für

die Amtsdauer der gewählten oder einen kürzeren vom Aufsichtsrat bestimmten

Zeitraum, Stellvertreter haben die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des

Aufsichtsrates, wenn dieser verhindert ist. Unter mehreren Stellvertretern gilt die

bei ihrer Wahl þestimmte Reihenfolge.

Scheidet der Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt

aus, so hat der Aufsichtsrat unvezüglich eine Neuwahl fur die restliche Amtszeit

des Ausgeschiedenen vorzunehmen.

se
Sitzungen des Aufsichtsrats

Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch den Vorsitzenden des Auf-

sichtsrates mit einer Frist von 14 Tagen in Textform einberufen. Bei der Be-

rechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und der Tag

der Sitzung nicht mitgerechnet. Mit der Einberufung sind die Gegenstände der

Tagesordnung mitzuteilen. ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende diese Frist

angemessen verkürzen und mündlich eínberufen.

Den Vorsitz in den Sitzungen des Aufsichtsrats führt der Vorsitzende des Auf-

sichtsrats oder im Fall seiner Verhinderung sein Stellvertreter.

s10
Besch I [isse des Aufs ichtsrats

1. Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst.

Außerhalb von Sitzungen können auf Anordnung des Vorsitzenden des Auf-

sichtsrates schriftliche, fernschriftliche oder fernmündliche Beschlussfassungen

oder Beschlüsse durch elektronische Medien erfolgen, wenn kein Mitglied die-

sem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen

Frist widerspricht. Solche Beschlüsse werden vorn Vorsitzenden schriftlich fest-

gestellt und allen Mitgliedern zugeleitet. Für Abstimmungen außerhalb von Sit
zungen gelten die nachstehenden Bestimmungen entsprechend.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an

der Beschlussfassung teilnimmi. ln jedem Fall müssen drei Mitglieder an der Be-

schlussfassung teilnehmen,

Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Abstimmungen des Aufsichtsrates

dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche

Stimmabgaben [iberreichen lassen,

2.

1

2

2

3



4 Beschlüsse des Aufsichtsrates werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas

anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst.

Dabei gilt Stimmenthaltung nicht als Stimmabgabe. Bei Wahlen genügt die ver-

hältnismäßige Mehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden
des Aufsichtsrates den Ausschlag; das gilt auch bei Wahlen. Nimmt der Vorsit-
zende des Aufsichtsrates an der Abstimmung nicht teil, so gibt die Stimme seines
Stel lvertreters den Aussch lag.

Der Aufsichtsratsvorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrates die zur

Durchführung der Beschlüsse des Aufsichtsrates erforderlichen Willenser-

klärungen abzugeben und an den Aufsichtsrat gerichtete Willenserklärungen in

Empfang zu nehmen.

Über die Verhandlungen und Beschltisse des Aufsichtsrates sind Niederschrifien

anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Abstimmungen außer-

halb von Sitzungen vom Leiter der Abstimmung zu unterzeichnen sind.

Die Unwirksamkeit oder Rechtswidrigkeit von Beschlüssen des Aufsichtsrats

kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von einem Monat seit Kenntnís von der

Beschlussfassung gerichtlich geltend gemacht werden.

s11
Geschäftsordnung

Der Aufsichtsrat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschäftsordnung

selbst fest.

s12
Ausschüsse

Der Aufsichtsrat kann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften aus seiner Mitte

Ausschüss" bitOun und ihnen in seiner Geschäftsordnung oder durch besonde-

ren Beschluss Aufgaben und Befugnisse übertragen.

2. Für Aufsichtsratsausschüsse gelten die Bestimmungen dieser Satzung fi.ir den

Aufsichtsrat sinngemäß, soweit die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats im
Rahmen des Gesetzes nichts Abweichendes anordnet. Bei Abstimmung und bei

Wahlen gibt im Falle der Stimmengleichheit die Stimme des Vorsitzenden des

Ausschusses den Ausschlag.

Von einem Aufsichtsratsausschuss beschlossene Willenserklärungen gibt im
Namen des Ausschusses dessen Vorsitzender ab.

s13
Vergütung

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält ab dem 01.01.2016 für jedes volle Ge-

schäftsjahr seiner Zugehörigkeit zum Aufsichtsrat eine feste Vergütung in Höhe

5.

þ.

7
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3
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von € 10.000,00. Der Vorsitzende erhält das Doppelte, der Stellvertreter das An-

derthalbfache dieser festen Vergütung.

Neben der festen Vergütung erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrats eine jährliche

variable Vergütung in Höhe von € 7.500,00, wenn der Nettovermögenswert (Net

Asset Value) der Gesellschaft zum Ablauf des Geschäftsjahres den Net-

tovermögenswert zum Ablauf des vorhergehenden Geschäftsjahres um min-

destens 5% übersteigt. Übersteigt der Nettovermögenswert der Gesellschaft zum

Ablauf des Geschäftsjahres den Nettovermögenswert zum Ablauf des vorherge-

henden Geschäftsjahres uniweniger als 5 7o, wird die variable Vergütung anteilig

ausgezahlt. Die variable Vergütung entfällt, wenn der Nettovermögenswert der

Gesellschaft zum Ablauf des Geschäftsjahres den Nettovermögenswert zum Ab-

lauf des vorhergehenden GeschËiftsjahres nicht übersteigt,

Der Nettovermögenswert ist die Summe der aus den Ertragswerten abgeleiteten

Verkehrswerte der von der Gesellschaft und den mit ihr im Sinne von $ 15 AktG

verbundenen Unternehmen gehaltenen lmmobilien zuzüglich des Wertes des

sonstigen Vermögens abzuglich der Verbindlichkeiten. Der Nettovermögenswert

ist von einem von der Gesellschaft zu beauftragenden sachverständigen Gutach-

ter jährlich zum Geschäftsjahresende, erstmals zum 31 .12.2015,\ zu ermitteln'

Werden lmmobilien nach dem 31.12.2015 erworben, so entspricht deren Netto-

vermögenswert im Anschaffungszeitpunkt den Anschaffungskosten abzüglich der

auf die jeweilige lmmobilie entfallenden Verþindlichkeiten.

Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten ferner Ersatz aller Auslagen sowie

Ersatz der etwa auf ihre Vergütung und Auslagen entfallenden Umsatzsteuer.

Die Gesellschaft kann die Mitglieder des Aufsichtsrats weiter gegen lnan-

spruchnahme aus ihrer Haftung nach SS 116, 93 AktG versichern.

4. S 1'13 Abs. 2 AktG bleibt unberührt.

s14
Satzungsänderungen

Der Aufsichtsrat ist befugt, Anderungen der Satzung, die nur deren Fassung betreffen,

zu beschließen.

ilt.
Hauptversamm lung

s15
Ort und Einberufung

Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft oder nach Wahl des ein-

berufenden Organs an einem deutschen Börsenplatz statt.

2

3.
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2 Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorge-
schriebenen Fällen durch den Aufsichtsrat einberufen.

3. Für die Einberufungsfrist gelten die gesetzlichen Vorschriften

s16
Teilnahme an der Hauptversammlung

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts
sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die im Aktienregister eingetragen sind.

Die Aktionäre müssen sich ferner rechtzeitig angemeldet haben. Die Anmeldung
muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse
míndestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. ln der Einberufung
kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist für die Anmeldung vorgesehen
werden. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind nicht
mitzurechnen.

2 Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des
Nachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Bestehen auch

an diesem Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs zur
Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung des Stimmrechts zu-
rückweisen.

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Ertei-

lung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegen-

uber der Gesellschaft bedürfen der Textform. S 135 AktG bleibt unberührt.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptver-

sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmäch-
tigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise
im Wege elektronischer Kommunikation ausübep können (Online-Teilnahme).

Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfah-
ren der Teilnahme und Rechtsausübung zu treffen. Diese werden mit der Einbe-

rufung der Hauptversammlung bekannt gemacht.

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre auch ohne Teilnahme an

der Hauptversammlung ihre Stimmen schriftlich oder im Wege elektronischer
Kommunikation abgeben dürfen (Briefinahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt,

Bestimmungen zum Verfahren zu treffen, Diese werden mit der Einberufung der
Hauptversammlung bekannt gemacht.

s17
Stimmrecht

Jede Aktie gewährt eine Stimme

Das Stimmrecht beginnt mit der vollständigen Leistung der gesetzlichen Min-

desteinlage.

1

4
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3 Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen ohne an

der Hauptversammlung teilzunehmen schriftlich oder im Wege elektronischer
Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt,

Bestimmungen zum Verfahren zu treffen. Diese werden, sofern von dieser Er-

mächtigung Gebrauch gemacht wird, mit der Einþerufung der Hauptversammlung
bekannt gemacht. (S 1 18 Abs. 2 AktG)

s18
Vorsitz in der Hauptversammlung

Den Vorsitz ín der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates

oder ein anderes durch den Aufsichtsrat zu bestimmendes Aufsichtsratsmitglied

der Aktionäre. Fiir den Fall, dass kein Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz

übernimmt, so eröffnet ein vom Vorstand zu þestimmendes Mitglied des Vor-

stands die Hauptversammlung und lässt den Versammlungsleiter durch die

Hauptversammlung wählen.

Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge

der Behandlung der Tagesordnung sowie die Art und Reihenfolge der Ab-

stimmungen. Er kann das Frage- und Rederecht der AktionËire zeitlich ange-

messen beschränken.

Der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild-und

Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu be-

stimmenden Weise zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form er-

folgen, zu der die Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat.

s1e
Beschlussfassung

Die Beschlüsse der Hauptversammlung.werden, soweit nicht zwingende gesetzli-

che Vorschriften etwas anderes bestimmen, mit einfacher Mehrheit der abgegebe-

nen Stimmen und, soweit das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine Kapital-

mehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung

vertretenen Kapitals gefasst. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

Wird bei einer Wahl im ersten Wahlgang eine einfache Stimmenmehrheit nicht

erreicht, so findet eine engere Wahl unter den Personen statt, denen die beiden

höchsten Stimmenzahlen zugefallen sind. Bei der engeren Wahl entscheidet die

höchste Stimmenzahl, bei Stimmengleichheit das durch den Vorsitzenden zu

ziehende Los.

s20
Niederschrift über die Hãuptversamm Iung
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Für die Niederschrift iiber die Hauptversammlung gilt $ 130 AktG.



2

G.
S C I-I LUSS B ESTI MM U N G EN

s2r
Jahresabschluss

Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Fristen den Jahresabschluss (Bilanz

nebst Gewinn- und Verlustreehnung sowie Anhang) und - soweit erforderlich -

den Lagebericht aufzustellen und mit einem Vorschlag über die Venruendung des

Bilanzgewinns dem Aufsichtsrat vorzulegen.

Ðer Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht des Vorstands und

den Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns zu prüfen - gegebenenfalls

eine Abschlussprüfung zu veranlassen - und iiber das Ergebnis seiner Prüfung

schriftlich an die Hauptversammlung zu berichten. Er hat seinen Bericht inner-

halb eines Monats, nachdem ihm die Vorlagen zugegangen sind, dem Vorstand

zuzuleiten. Billigt der Aufsichtsrat nach Prüfung den Jahresabschluss, ist dieser

festgestellt.

Unvezüglich nach Eingang des Berichts des Aufsichtsrats hat der Vorstand die

ordentliche Hauptversammlung einzuberufen. Der Jahresabschluss, der Lagebe-

richt des Vorstands, der Bericht des Aufsichtsrats und der Vorschlag des Vor-

standes für die Verwendung des Bilanzgewinns sind von der Einberufung an in

den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht der Aktionäre auszulegen.

s22
Gewinnverwendung

Für die Gewinnverwendung gelten die gesetzlichen Bestimmungen. ln einem

Kapitalerhöhungsbeschluss kann die Gewinnverteilung neuer Aktien abweichend

von g 60 Abs. 2 Satz 3 des.Aktiengesetzes festgesetzt werden. Die Hauptver-

sammlung kann auch eine andere Verwendung bestimmen, als in $ 58 Abs. 3

Satz 1 des Aktiengesetzes vorgesehen.

Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Auf-

sichtsrates im Rahmen des $ 59 AktG eine Abschlagsdividende an die Aktionäre

ausschútten.

s23
Rücklagen

Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie den

gesamten Jahresüberschuss in andere Gewinnrücklagen einstellen, solange die

anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen oder

nach der Einstellung übersteigen würden.
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1

2



2. Bei der Errechnung des gemäß Abs. f . in andere Gewinnrücklagen einzustellen-
den Teils des Jahresüberschusses sind Beträge, die in die gesetzliche Rücklage
einzustellen sind und ein Verlustvortrag vorab abzuziehen.

s24
Gründungsaufwand

Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Gerichts- und Notarkosten
einschließlich der Kosten der Veröffentlichung sowie sonstige Rechts- und Steuer-
beratungskosten bis zu einem Gesamtbetrag von 2.500,00 €.

s25
Bekanntmachungen

1. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesanzeiger

2 lnformationen an die Aktionäre können auch im Wege der Datenfernübertragung
übermittelt werden.



Hiermit beglaubige ich die Übereinstimmung der in dieser Datei enthaltenen Bilddaten (Abschrift) 

mit dem mir vorliegenden Papierdokument (Urschrift).

Düsseldorf, den 13.01.2023

Dr. Armin Hauschild, Notar


